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★ Agenda

1. Einführung
2. Verfahrensmaximen
3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens
4. Ermittlungen und Befugnisse
5. Bußgeldbescheid
6. Bußgeldberechnung
7. Beispiele
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1. Einführung

Grundlagen
 Recht der Ordnungswidrigkeiten als 

„Kleine Schwester“ des Strafrechts
 Besonderer sozialethischer Unwert fehlt
 In Deutschland keine Geldbußen gegenüber Behörden 

(vgl. z. B. § 43 Abs. 3 BDSG; § 20 Abs. 5 NDSG)
 Artikel 83 DSGVO als Bußgeldbestimmung
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Artikel 83 Absatz 4 DSGVO
Geldbußen bei Verstößen gegen
a) die Pflichten der Verantwortlichen und der 

Auftragsverarbeiter gemäß den Artikeln 8, 
11, 25 bis 39, 42 und 43;

b) die Pflichten der Zertifizierungsstelle
gemäß den Artikeln 42 und 43;

c) die Pflichten der Überwachungsstelle
gemäß Artikel 41 Absatz 4.
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Artikel 83 Absatz 4 DSGVO
Geldbußen bei Verstößen gegen
a) die Pflichten der Verantwortlichen und der 

Auftragsverarbeiter gemäß den Artikeln 8, 
11, 25 bis 39, 42 und 43;

b) die Pflichten der Zertifizierungsstelle
gemäß den Artikeln 42 und 43;

c) die Pflichten der Überwachungsstelle
gemäß Artikel 41 Absatz 4.



6

Artikel 83 Absatz 5 DSGVO
Geldbußen bei Verstößen gegen:
a) die Grundsätze für die Verarbeitung, einschließlich der Bedingungen für die 

Einwilligung, gemäß den Artikeln 5, 6, 7 und 9;
b) die Rechte der betroffenen Person gemäß den Artikeln 12 bis 22;
c) die Übermittlung personenbezogener Daten an einen Empfänger in einem 

Drittland oder an eine internationale Organisation gemäß den Artikeln 44 bis 49;
d) alle Pflichten gemäß den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die im 

Rahmen des Kapitels IX erlassen wurden;
e) Nichtbefolgung einer Anweisung oder einer vorübergehenden oder endgültigen 

Beschränkung oder Aussetzung der Datenübermittlung durch die 
Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 oder 
Nichtgewährung des Zugangs unter Verstoß gegen Artikel 58 Absatz 1.
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1. Einführung 

Anwendung
 Materielles Bußgeldrecht:

§ 41 Abs. 1 BDSG → OWiG AT (§§ 1-16, 18-34 OWiG)

 Grundzüge des Bußgeldverfahrens: 
§ 41 Abs. 2 BDSG → OWiG-Verfahrensvorschriften

 Weitere anwendbare Vorschriften:
§ 41 Abs. 2 BDSG i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG → StPO



2. Verfahrensmaximen
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2. Verfahrensmaximen

Opportunitätsprinzip
 Verfolgung liegt im „pflichtgemäßen Ermessen“ 

der Behörde (§ 47 Abs. 1 OWiG, Art. 58 Abs. 2, 
Art. 83 Abs. 2 DSGVO)

 Keine Einstellung gegen Geldauflage 
(§ 47 Abs. 3 OWiG)



10

2. Verfahrensmaximen

Amtsermittlungsgrundsatz
 Der Sachverhalt wird von Amts wegen umfassend erforscht 

(§ 46 Abs. 1 OWiG i.V.m. § 160 Abs. 1 StPO)

 Belastende und entlastende Umstände sind zu ermitteln 
(§ 46 Abs. 1 OWiG i.V.m. § 160 Abs. 2 StPO)

 Sachverhalt wird häufig bereits im Verwaltungsverfahren 
durch die Fachreferate des LfD ermittelt
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2. Verfahrensmaximen

Selbstbelastungsfreiheit
 Keine Mitwirkungspflicht im Bußgeldverfahren

 Auskunftsverweigerungsrecht schon im 
Verwaltungsverfahren 
(§ 40 Abs. 4 S. 2 BDSG)

 Datenpannen nur mit Zustimmung verwertbar 
(§ 43 Abs. 4 BDSG)



3. Ablauf eines 
Bußgeldverfahrens



Vorverfahren (LfD)

Einleitung des   Bußgeldverfahrens

Ermittlungen & Anhörung

Einstellung
(z. B. wegen Verfolgungshindernis 
oder aus Opportunitätsgründen)

Rechtskraft & Vollstreckung

Kein   Einspruch

Kenntniserlangung der OWi-Stelle
(z. B. durch Abgabe des Fachreferats)

Vorprüfung
(z.B. Tatbestandsmäßigkeit, 

Zurechenbarkeit, nicht verjährt)

Anfangsverdacht einer 
Ordnungswidrigkeit

Bußgeldbescheid
bei Tatnachweis

Zwischenverfahren (LfD)

Einspruch

Verwerfung

Einspruch   unzulässig
Sachliche Nachprüfung

ggf. mit Nachermittlungenzulässig

Rücknahme
des Bußgeld-

bescheides (ggf. 
aber Neuerlass)

Übersendung 
über StA an 

AG/LG (StA prüft 
ebenfalls)

Hauptverfahren
(StA + AG/LG)

Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft 

auch bei gleichzeitigem OWi-Verdacht

Anfangsverdacht einer Straftat

Prüfung im Fachreferat/-bereich 
(z.B. KI, Wirtschaft allgemein, Digitalisierung)
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Vorverfahren
 Anfangsverdacht: Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte

für eine OWi (§ 46 Abs. 1 OWiG i.V.m. 152 Abs..2 StPO);
keine Verfolgungshindernisse

 Einleitung i.d.R. durch Übersendung Anhörungsbogen

 Verjährungsunterbrechung (§ 33 Abs. 1 Nr. 1 OWiG)
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Abgabe an Staatsanwaltschaft zur Verfolgung als Straftat

 Bei Anfangsverdacht einer Straftat, z. B. § 201 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 201a Abs. 1 Nr. 1 StGB (§ 41 Abs. 1 OWiG)

 StA leitet ein Ermittlungsverfahren ein und übernimmt

 StA leitet kein Ermittlungsverfahren ein oder stellt das 
Verfahren wegen der Straftat ein, Rückgabe an LfD
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Bußgeldbescheid bei Tatnachweis
 Abschlussfunktion

 Umgrenzungsfunktion (Tat im prozessualen Sinne)

 Informationsfunktion

 Vollstreckungsgrundlage
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Einspruch
 Entspricht in der StPO dem Einspruch 

gegen den Strafbefehl (§ 410 StPO)

 Frist: 2 Wochen ab Zustellung (§ 67 OWiG)

 Form: Schriftlich oder zur Niederschrift (§ 67 OWiG)
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Zwischenverfahren
 Überprüfung des Bußgeldbescheids nach Einspruch

 Rücknahme (ggf. Neuerlass)

 Übersendung der Akten an das AG/LG über die StA 
(§ 69 Abs. 3 OWiG); Übernahmemitteilung der StA
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Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Hauptverfahren (§ 71 OWiG)
 Bußgeldbescheid ist nur Prozessvoraussetzung

 Gericht entscheidet ohne jede Bindung an den Bescheid 
und fällt eine eigene Entscheidung mit eigener Zumessung 
der Geldbuße (vgl. Strafbefehl)

 Entscheidung durch Urteil (mit Hauptverhandlung) oder 
Beschluss (ohne Hauptverhandlung)



Vorverfahren (LfD)

Einleitung des   Bußgeldverfahrens

Ermittlungen & Anhörung

Einstellung
(z. B. wegen Verfolgungshindernis 
oder aus Opportunitätsgründen)

Rechtskraft & Vollstreckung

Kein   Einspruch

Kenntniserlangung der OWi-Stelle
(z. B. durch Abgabe des Fachreferats)

Vorprüfung
(z.B. Tatbestandsmäßigkeit, 

Zurechenbarkeit, nicht verjährt)

Anfangsverdacht einer 
Ordnungswidrigkeit

Bußgeldbescheid
bei Tatnachweis

Zwischenverfahren (LfD)

Einspruch

Verwerfung

Einspruch   unzulässig
Sachliche Nachprüfung

ggf. mit Nachermittlungenzulässig

Rücknahme
des Bußgeld-

bescheides (ggf. 
aber Neuerlass)

Übersendung 
über StA an 

AG/LG (StA prüft 
ebenfalls)

Hauptverfahren
(StA + AG/LG)

Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft 

auch bei gleichzeitigem OWi-Verdacht

Anfangsverdacht einer Straftat

Prüfung im Fachreferat/-bereich 
(z.B. KI, Wirtschaft allgemein, Digitalisierung)
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3. Ablauf eines Bußgeldverfahrens

Verständigungen
 Erörterungstermin mit Betroffenem; Dokumentation

 Geständnis, Bußgeldkorridor mit Einigungsbonus

 Kein Rechtsmittelverzicht zulässig 
(nach Bescheiderlass schon)

 Bußgeldbescheid mit Mindestinhalt



4. Ermittlungen 
und Befugnisse
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4. Ermittlungen und Befugnisse

Ermittlungsbefugnisse
 Betroffenenvernehmung, Zeugenvernehmung

 Auskunftsverlangen bei Behörden

 Ermittlungen jeder Art selbst oder durch die Polizei

 Durchsuchungen bei Betroffenen und gegebenenfalls Dritten 
(in der Regel mit Amtsgericht-Beschluss)
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4. Ermittlungen und Befugnisse

Beweismittel
 Einlassung

 Augenschein

 Urkunden

 Zeugen

 Sachverständige
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4. Ermittlungen und Befugnisse

LfD: Anfangsverdacht Sicherer Beweis für den Verstoß fehlt (noch)

AG Hannover: Durchsuchungs- und Beschlagnahmeanordnung

Bußgeldstelle: Antrag beim Ermittlungsrichter Mit Akte und Abwägung

Bußgeldstelle: Ermittlungsersuchen Auftrag an Polizei (mit Akte u. Beschl.)

Bußgeldstelle: Terminfindung mit Fachreferat und Polizei (inkl. IT Forensik)

LfD/Polizei: Sicherstellung und Auswertung von Beweismitteln

LfD/Polizei: Vollzug Beschluss mit Dokumentation der Maßnahme

Ermittlungsdurchsuchung



5. Bußgeldbescheid
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OWiG § 66 – Inhalt des Bußgeldbescheides
(1) Der Bußgeldbescheid enthält 
1. die Angaben zur Person des Betroffenen und etwaiger Nebenbeteiligter,
2. den Namen und die Anschrift des Verteidigers,
3. die Bezeichnung der Tat, die dem Betroffenen zur Last gelegt wird, Zeit und Ort ihrer Begehung, die gesetzlichen 
Merkmale der Ordnungswidrigkeit und die angewendeten Bußgeldvorschriften,
4. die Beweismittel,
5. die Geldbuße und die Nebenfolgen.

(2) Der Bußgeldbescheid enthält ferner 
1. den Hinweis, dass

a) der Bußgeldbescheid rechtskräftig und vollstreckbar wird, wenn kein Einspruch nach § 67 eingelegt wird,
b) bei einem Einspruch auch eine für den Betroffenen nachteiligere Entscheidung getroffen werden kann,

2. die Aufforderung an den Betroffenen, spätestens zwei Wochen nach Rechtskraft oder einer etwa bestimmten späteren 
Fälligkeit (§ 18)

a) die Geldbuße oder die bestimmten Teilbeträge an die zuständige Kasse zu zahlen oder
b) im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Vollstreckungsbehörde (§ 92) schriftlich oder zur Niederschrift darzutun, warum 
ihm die fristgemäße Zahlung nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten ist, und

3. die Belehrung, daß Erzwingungshaft (§ 96) angeordnet werden kann, wenn der Betroffene seiner Pflicht nach Nummer 2 
nicht genügt.

(3) Über die Angaben nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 hinaus braucht der Bußgeldbescheid nicht begründet zu werden.
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5. Bußgeldbescheid

Rechtskräftiger Bußgeldbescheid
 Zahlungsverpflichtung innerhalb von vier Wochen ab 

Zustellung (ggf. wird vollstreckt)

 Eintragung im Gewerbezentralregister (Zusammenhang mit 
dem Gewerbe und > 200 Euro, § 149 Abs. 3 GewO)

 Berücksichtigung bei der Bußgeldzumessung im 
Wiederholungsfall (Art. 83 Abs. 2 Satz 2 lit. e DSGVO)



Geldbuße gegen 
juristische Person?
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5. Bußgeldbescheid – im Grundsatz

Bußgeldbescheid gegenüber juristischer Person

 Zurechnung einer Geldbuße über Anknüpfungstat

 Festsetzung einer Geldbuße gegen den Inhaber eines 
Unternehmens wegen Aufsichtspflichtverletzung

 Geldbuße gegenüber Unternehmen aufgrund 
Aufsichtspflichtverletzung einer Leitungsperson



EuGH-Urteil
vom 05.12.2023

C-807/21
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5. Bußgeldbescheid - Besonderheiten

EuGH-Urteil vom 05.12.2023 – Deutsche Wohnen

 Anwendungsvorrang des Unionsrechts

 Unmittelbare Verbandshaftung: Bußgeld unmittelbar 
gegenüber juristischer Person verhängbar

 Keine Feststellung eines von einer identifizierten natürlichen 
Person begangenen Verstoßes erforderlich



6. Bußgeldberechnung
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6. Bußgeldberechnung

Geldbußen unter der DSGVO

Art. 83 Abs. 4 DSGVO Art. 83 Abs. 5 und 6 DSGVO

Eher formelle Verstöße
(AVV, VVT, fehlende Datenpannenmeldung, DSFA, DSB,

aber auch toMs)

Eher materielle Verstöße
(Rechtsgrundlagen, Grundsätze, Transparenz, Betroffenenrechte)

10 Millionen Euro
oder, falls höher 

20 Millionen Euro
oder, falls höher 

2 % des weltweiten Jahresumsatzes des 
vorangegangenen Geschäftsjahres

4 % des weltweiten Jahresumsatzes des 
vorangegangenen Geschäftsjahres
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6. Bußgeldberechnung

EDSA Leitlinien 04/2022, v2.1

1. Konkurrenzen (insbesondere Tateinheit & Tatmehrheit)

2. Ermittlung eines Ausgangsbetrages

3. Mildernde / Erschwerende Umstände

4. Höchstmögliche Geldbuße beachten

5. Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit, Abschreckung



1  Konkurrenzen
Tatmehrheit zu weiteren 
Verstößen

2a  Bußgeldrahmen

Abs. 4 10 Mio. / 2 %

Abs. 5/6 20 Mio. / 4 %

2b Schweregrad

 2 Mio. bis 10 Mio. €

Grad Korridor

Niedrig 0 bis   10 %

Mittel 10 bis   20 %

Hoch 20 bis 100 %

3  Verschärfende / mildernde Umstände
Erschwerend: Hohe Rentabilität
Mildernd: Nachtatverhalten

5 Wirksamkeit, VHM, Abschreckung

 Geldbuße in Höhe von 600.000 Euro

4 Abgleich gesetzlicher Höchstbetrag  

Zwischen-
ergebnis:
600.000 Euro 

2c Berücksichtigung des Umsatzes
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

Denis Lehmkemper

Der Landesbeauftragte für den
Datenschutz Niedersachsen
Prinzenstraße 5
30159 Hannover 
Telefon 0511 120-4500
Telefax 0511 120-4599

poststelle@lfd.niedersachsen.de
https://lfd.niedersachsen.de

© Daniel George
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